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Florian Streibl (FW): Sehr geehrte Frau Präsidentin, werte Kolleginnen und Kollegen! Wir 

beraten heute in Zweiter Lesung in einer gemeinsamen Aussprache die beiden Gesetzentwürfe 

von uns FREIEN WÄHLERN und der SPD zur Verbesserung und Stärkung der 

Bürgerbeteiligung. Die Forderung nach mehr Bürgerbeteiligung ist immer wieder zu hören und 

wird immer wieder gestellt. Man muss den Bürger ernst nehmen und in die Entscheidungen 

miteinbeziehen. Das klingt gut, aber es hat manchmal einen Haken, nämlich den, dass sich die 

Bürger nicht eingebunden fühlen bzw. nicht wirklich beteiligt werden. Sie haben das Gefühl, 

dass man ihre Meinung nicht ernst nimmt. Meine Damen und Herren von der CSU-Fraktion, von 

Ihnen kommen manchmal Anträge oder auch Gesetzesvorschläge zur Bürgerbeteiligung, aber 

das sind eher Alibiveranstaltungen ähnlich wie vorletzte Woche der Gesetzentwurf zum 

Verwaltungsverfahrensgesetz. Das sind im Grunde eher Mogelpackungen, die dem Bürger nur 

ein Mehr an Beteiligung oder Mitsprache vorspiegeln. Wir als FREIE WÄHLER haben ein 

anderes Verständnis von den Bürgerinnen und Bürgern. Wir kommen von der kommunalen 

Basis und wollen die Bürger mitnehmen. Wir wollen, dass die Menschen sich zu Wort melden 

und mitentscheiden können. Denn nur da, wo der Bürger mitentscheidet, kann er auch 

mitgestalten. Fundament einer Republik muss es sein, dass sich alle am Gemeinwesen 

beteiligen und mitgestalten. Um dies zu ermöglichen, müssen entsprechende Strukturen 

geschaffen werden. 

(Beifall des Abgeordneten Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER)) 

Vor diesem Hintergrund ist Bürgerbeteiligung für uns nicht nur ein Lippenbekenntnis, sondern 

wir wollen Strukturen schaffen, aufgrund derer die Bürger mitwirken können. Dazu dient unser 

Gesetzentwurf zur Änderung der Gemeindeordnung. Wir fordern darin bei Bürgerentscheiden 

die Absenkung des Quorums für Gemeinden mittlerer Größe von bisher vorgesehenen 20 % 

auf 15 %. Wir wollen außerdem die Bindungswirkung des Bürgerentscheids von bislang einem 

Jahr auf zwei Jahre verlängern, und wir wollen darüber hinaus die Möglichkeit schaffen, den 

Bürgerentscheid gerichtlich durchzusetzen. Unser Gesetzesentwurf ist damit ein Stück mehr 

gelebter Demokratie, weil Bürgerbegehren letzten Endes erleichtert werden, ihre 

Bindungswirkung verlängert wird und – das ist ganz wichtig – er den Bürgerinnen und Bürgern, 

die die Entscheidung erkämpft und durchgesetzt haben, die Möglichkeit gibt, die Entscheidung 

gerichtlich durchzusetzen. 

(Beifall des Abgeordneten Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER)) 

 



 

BAYERISCHER LANDTAG 

ABGEORDNETER 

Florian Streibl 

 

Das war und ist bis heute leider nicht der Fall. Gerade auch in Städten bis 50.000 Einwohner 

scheitern viele Bürgerbegehren am Quorum von 20 %. Darauf basiert unsere Forderung nach 

Absenkung. Es ist auch nicht nachzuvollziehen, warum gerade in kleineren Gemeinden ein 

höheres Quorum gelten soll als in Gemeinden mit über 50.000 Einwohnern. Dass es möglich 

ist, das Quorum abzusenken, ohne dass dann gleich eine Staatskrise ausbricht, zeigt das 

Bundesland Thüringen. Da gibt es bereits ein solches Quorum. Die Praxis in anderen 

Bundesländern zeigt darüber hinaus, dass man die Bindungswirkung der Bürgerentscheide 

zeitlich verlängern kann. Es gibt Bundesländer mit zwei- bis dreijähriger Bindungswirkung. Wir 

sind der Überzeugung, dass das Ganze nicht im Konflikt zur Entscheidung des Bayerischen 

Verfassungsgerichtshofes steht. Es ist vielmehr eine moderate Anpassung, die voll hiervon 

gedeckt ist. Insofern sollte man dem Gesetzentwurf nachkommen. Die Argumente, die im 

federführenden Ausschuss von der CSU-Fraktion gekommen sind, schlagen nicht durch. Sie 

sind etwas blass; insbesondere sagt man, dass ein Bürgerbegehren im Grunde nur eine 

politische Bedeutung hat und es keine juristische Durchsetzungsmöglichkeit braucht. Das zeigt, 

dass man nicht sonderlich in der Praxis verwurzelt ist. Es kommt doch immer wieder vor, dass 

Bürgerentscheide erstritten werden, die Bürger dann aber ihre Forderungen nicht durchsetzen 

können, weil man das ein Jahr aussitzt 

und dann geht alles weiter wie gehabt. – Damit nähme man den Bürger nicht ernst. Der 

Bürgerwille würde nicht umgesetzt und ein solches Verhalten leistet letztlich 

Bürgerverdrossenheit Vorschub, wenn man auf das, was der Bürger will, nicht hört sondern die 

Zeit darüber hinweggehen lässt. Für uns ist es deshalb wichtig, dass die Bürger das juristisch 

durchsetzen können. Der Bürgerentscheid muss ein juristisches Gewicht bekommen, um zu 

einer verbindlichen Grundlage weiteren Handelns zu werden. Wenn man den Bürger in Bayern, 

einem Freistaat, als Souverän ernst nimmt, muss man ihm auch die Möglichkeit geben, seinen 

Willen zu bekunden, diesen Willen durchzusetzen. 

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der SPD)Alles andere wird den Bürgerinnen und 

Bürgern nicht gerecht, wirkt eher frustrierend und wird diese von der politischen Teilhabe 

letztlich eher abhalten. Das betrifft uns alle, wenn die Bürgerinnen und Bürger nicht mehr 

politisch denken und nicht mehr politisch werden. Das wäre ein Niedergang einer Demokratie; 

dem gilt es aktiv entgegenzuwirken. Dazu sind die Anträge heute da. Den Gesetzentwurf der 

SPD-Fraktion sehen wir sehr positiv, vor allem, weil die juristischen Durchsetzbarkeit 

übernommen worden ist. Auch die Möglichkeit des Nachreichens von Unterschriften halten wir 

für sinnvoll. Daher werden wir diesen Gesetzentwurf unterstützen. Anders sehen wir die 

Beteiligungsrechte von jugendlichen Mitbürgern aus Nicht-EU-Ländern. Wir sehen zwar die 

positive Zielrichtung. Uns ist dieser Antrag aber zu ungenau formuliert. Wir wissen nicht, in 

welchem Alter sich Jugendliche mitbeteiligen sollen. Von daher müsste der Antrag 

nachgebessert werden. Deshalb können wir ihn leider nicht mittragen. Gerade angesichts der 

zunehmenden Politikverdrossenheit ist die Bürgerbeteiligung wichtiger denn je. Von daher 

haben Sie, vor allem die Kolleginnen und Kollegen der CSU-Fraktion, heute die einmalige 

Gelegenheit, etwas für den Freistaat Bayern und die Menschen in Bayern zu tun. Sie können  
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zeigen, dass Sie sie ernst nehmen und nicht nur eine Politik über die Köpfe hinweg machen, 

sondern die Politik mit den Menschen machen. Von daher möchte ich Sie herzlich dazu 

einladen, die beiden Gesetzesanträge zu unterstützen. 

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN) 


